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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die | 


Königliden Preuß ſchen Staaten 


3 No. 16. 2 


(No. 1370.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Aten d. M., die, die Städfe-Drbnung vom 
19ten November 1808. ergaͤnzenden und erlaͤuternden Beſtimmungen 
betreffend. 


Jo habe die mit Ihrem Berichte vom 26ſten Mai c. Mir eingereichte Zuſam⸗ 
menſtellung der nachtraͤglichen Beſtimmungen, durch welche die Staͤdte-Ordnung 
vom 1 ten November 1808. ſeit ihrer Bekanntmachung ergaͤnzt und erlaͤutert 
worden, genehmigt, auch dieſen Beſtimmungen, in ſoweit ſie auf Verfuͤgungen 
des Miniſterü beruhen, Meine Beſtaͤtigung ertheilt, und autoriſire Sie, die hiebei 
zuruͤckfolgende Zuſammenſtellung ſammt gegenwaͤrtiger Order durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. Ich billige uͤbrigens, daß Sie die blos regle⸗ 


mentariſchen Verfuͤgungen des Minifterit und folche, durch welche die Zweifel der 


Behoͤrden uͤber die Auslegung und Anwendung des Geſetzes in einzelnen Faͤllen 
beſeitigt worden, nicht in die Zuſammenſtellung aufgenommen haben, da die 
Miniſterien zum Erlaſſe ſolcher Verfuͤgungen, welche das Geſetz nicht aͤndern, 
oder nicht eine geſetzliche Deklaration enthalten, ohne 8 Autoriſation 


befugt ſind. 


Berlin, den Aten Juli 1832. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


den Staats- und Miniſter des Innern und der Polizei Frh. v. Brenn. 


Jahrgang 1832. — (No. 1370.) D d Zu⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den Zten Auguſt 1832.) 
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Zuſammenſtellung 


der nachträglichen Beſtimmungen, durch welche die Staͤdte-Ordnung vom 1gten 
November 1808. ſeit ihrer Bekanntmachung ergaͤnzt und erlaͤutert worden. 


Ss Majeſtaͤt der König haben für noͤthig befunden, ſowohl diejenigen 
Allerhoͤchſten Anordnungen, durch welche die Staͤdte-Ordnung vom 19ten No⸗ 
vember 1808. ergaͤnzt und erlaͤutert worden, als auch die zu gleichem Zwecke 
erlaſſenen Miniſterial⸗Verfuͤgungen, ihrem weſentlichen Inhalte nach, uͤberſichtlich 
zuſammenſtellen zu laſſen. Dem deshalb ergangenen Allerhöchften Befehle 
gemäß iſt folgende Zuſammenſtellung der gedachten Vorſchriften gefertigt und 
Sr. Majeſtaͤt dem Koͤnige vorgelegt worden. 


a) 


b) 


Zum §. 15. 

Die den Eigenthuͤmern im ſtaͤdtiſchen Gemeine⸗Bezirke aufgelegte Verpflich⸗ 
tung zur Gewinnung des Buͤrgerrechts kann nur gegen die Eigenthuͤmer 
bewohnter Grundſtuͤcke, nicht aber gegen die Eigenthuͤmer der nicht 
mit Wohnhaͤuſern bebauten Parzelen, in Anſpruch genommen werden. 
Gewerbtreibende, welche nur voruͤbergehend in der Stadt Geſchaͤfte treiben, 
ohne in derſelben ihren Wohnſitz, im rechtlichen Sinne, zu nehmen, koͤnnen 
nicht zur Gewinnung des Buͤrgerrechts angehalten werden. 


Zum F. 16. 5 
Wenn die ſtaͤdtiſchen Behörden ſich bewogen finden, einer Perſon das 


Ehrenbuͤrgerrecht zu ertheilen, ſo iſt dies eine bloße Ehrenbezeigung, welche die 
Theilnahme an den Laſten und Pflichten des Buͤrgerrechts von ſelbſt ausſchließt. 


a) 


b) 


a) 
b) 


Zum F. 17. s 

Wer bereits in einer Stadt das Buͤrgerrecht gewonnen hat, muß daſſelbe 
bei dem Ueberzuge in eine andere, in dieſer zwar ebenfalls erwerben. Es 
ſollen indeſſen einem ſolchen keine doppelte Koſten zur Laſt fallen, daher 
er fuͤr das Buͤrgerrecht in dem neuen Wohnorte nur in ſofern einen Nach⸗ 
ſchuß zu bezahlen hat, als daſſelbe theurer denn an dem vorigen iſt. 

Der Ausdruck: ſich haͤuslich niederlaſſen, bedeutet ſoviel als: ſei⸗ 
nen Wohnſitz im rechtlichen Sinne in einem Orte nehmen. 


Zum F. 18 
Auch Frauen von Nichtbuͤrgern muͤſſen, wenn ſie Gewerbe betreiben oder 
Grundſtuͤcke erwerben wollen, das Buͤrgerrecht gewinnen. 
Wittwen von Bürgern und geſchiedene, aber nicht ausdruͤcklich für den 
ſchuldigen Theil erklaͤrte Frauen, bleiben, ſo lange ſie nicht ſich anderweit 
a ver⸗ 


a) 
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verheirathen „ im Beſitze des Buͤrgerrechts, und koͤnnen in Folge deſſelben 


Gewerbe treiben und Grundſtuͤcke erwerben, ohne das Buͤrgerrecht fuͤr 
ihre Perſon beſonders zu gewinnen. 5 


Zum AU 
Jedem Soldaten, der in den Kriegen der Jahre 1813. bis 1815. gedient 
und Zeugniſſe ſeines Wohlverhaltens aufzuweiſen hat, ſoll das Buͤrgerrecht 
der Stadt, in der er wohnen und ſein Gewerbe betreiben will, unentgeldlich 
ertheilt werden, wenn er durch ein Zeugniß zweier unbeſcholtener Buͤrger 


des Orts beſcheinigt, daß er die Koſten des Buͤrgerrechts zu bezahlen nicht 


im Stande ſey. 
Dieſer Beguͤnſtigung werden theilhaft: 8 
1) alle Soldaten, welche mit mobil gemachten Truppentheilen ausmarſchirt 
ſind, gleichviel, ob ſie vor den Feind kamen oder nicht; 


2) Nicht⸗Combattanten, welche ſich bei folchen Heeres⸗Abtheilungen befan⸗ 
den, die vor den Feind gekommen ſind; 


3) Landes⸗Eingeborne, welche die Kriege von 1855. zwar nicht bei der 


preußiſchen, aber doch bei einer der allürten Armeen mitgemacht haben. 


b) In Hinſicht der Juden bewendet es allenthalben, wo das Edikt vom 


= 


14ten März 1812, nicht gilt, bis zu anderweiter geſetzlicher Beſtimmung, 
bei der jetzt beſtehenden Verfaſſung. g 


a Zu h. 20. und 39. 
Die Verſagung des nachgeſuchten Buͤrgerrechts und die Ausſchließung von 
dem ſchon gewonnenen, betrifft in allen durch die Städfe- Ordnung angege- 
benen Faͤllen nur die Ausſchließung von den Ehrenrechten, namentlich vom 
Rechte der Theilnahme an den Wahlen und Berathungen der Buͤrgerſchaft, 


und der Waͤhlbarkeit zu Kommunal⸗Aemtern, iſt aber auf Grundbeſitz und 


Gewerbebetrieb von keinem Einfluſſe. 


Daher ſoll in ſolchen Faͤllen der Buͤrgerbrief nicht verſagt, ſondern 
eventuell nur mit Aufnahme der auf die Ehrenrechte ſich beziehenden Klauſel 
ausgefertigt werden. 


b) Diejenigen Perſonen, welche vor Einführung der Staͤdte⸗Ordnung das Buͤr⸗ 


(No. 1370.) D 


gerrecht gewonnen, jedoch Verbrechen begangen haben, wegen welcher ihnen 
nach dieſem Geſetze das Buͤrgerrecht zu verſagen oder wieder zu entziehen 
wäre, bleiben bei Einführung derſelben, nach Verſchiedenheit der Fälle auf 
Antrag der Stadtverordneten (H. 21.) oder in nothwendiger Folge ihres 
Vergehens G. 39.), von den ſtaͤdtiſchen Ehrenrechten ausgeſchloſſen. 

d 2 Zum 


renn 
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a Zum F. 25. 
Der Buͤrger⸗Eid wird dahin abgeleiſtet: 


Ka srwerss. Ich N. N. ſchwoͤre, dem Könige unterthaͤnig, treu und gehorſam zu 


a) 


b) 


a) 


b) 


ſeyn, dem Magiſtrate Folge zu leiſten, meine Pflichten als Buͤrger, 

wie fie mir durch die Staͤdte⸗-Ordnung vorgeſchrieben ſind, nach beſtem 

Wiſſen und Gewiſſen zu erfüllen, und zum Wohle der Stadt nach 

allen meinen Kräften beizuwirken. So wahr ı. 

| Zum F. 44. 
Jeder Schutzverwandte hat als ſolcher zu allen ſtaͤdtiſchen Laſten und 
Pflichten und zu den Öffentlichen Anſtalten, deren Vortheil er mitgenießt, 
zwei Drittheile desjenigen Satzes beizutragen, auf welchen ſich ſein Bei⸗ 
trag nach Maaßgabe ſeines Gewerbes und feiner Vermoͤgens-Verhaͤltniſſe 
belaufen wuͤrde, wenn er Bürger wäre. 

Dies bezieht ſich jedoch nur auf direkte Steuern, indem zu indirekten 
alle Einwohner, auch diejenigen, die von direkten Gemeinebeitraͤgen gaͤnzlich 
befreit ſind, gleich allen uͤbrigen Einwohnern beitragen muͤſſen. f 
Die Beitraͤge vom Dienſt⸗Einkommen der Beamten ſind beſonders regulirt 


durch das Geſetz vom 11ten Juli 1822. 


Zum H. 56. 5 
Glauben die Gemeinen, auf dem Wege einer Erhoͤhung der Klaſſen⸗ oder 
der Mahl- und Schlachtſteuer die Beiträge der einzelnen Mitglieder am 
angemeſſenſten erheben zu koͤnnen, fo ſoll ihnen ſolches unter Genehmigung 
der vorgeſetzten Regierungen verſtattet werden. Andere Auflagen und Aus⸗ 
ſchlaͤge für die Bezirks- und Gemeine-Beduͤrfniſſe koͤnnen jedoch nur dann 
erhoben werden, wenn ſie bereits beſtehen, und das Beduͤrfniß dazu noch 
fortdauert, oder wenn ſie in der Verfaſſung und auf landesherrlicher Be⸗ 
willigung beruhen, in allen Faͤllen aber nur, in ſofern ſie den Beſtimmungen 
der allgemeinen Steuergeſetze und der Freiheit des innern Verkehrs nicht 
hinderlich ſind. g 
Es verſteht ſich ubrigens von ſelbſt, daß die Eigenthuͤmer von Grundſtuͤcken 
im Stadtbezirke, wenn ſie gleich nicht ihren Wohnſitz daſelbſt haben, zu 
den ſtaͤdtiſchen nach dem Grund⸗Eigenthume vertheilten Leiſtungen ver⸗ 
pflichtet ſind. 

Zum FH. 58. 

Durch das Verbot, Privatgrundſtuͤcke von irgend einer Leiſtung zu befreien, 


iſt den Stadtbehoͤrden die Befugniß nicht genommen, zur Befoͤrderung des Aus⸗ 
baues der Staͤdte, den Neu⸗Anbauenden auf gewiſſe Jahre Abgabenfreiheit zuzu⸗ 
geſtehen. 


Zum 


Zum s. 60: 

In Sehe cht auf das Verfahren bei der Ablöfung der dinglichen Agen 
wird beſtimmt, daß der Betrag der Abloͤſung durch Schiedsrichter feſtgeſetzt wird, 
von welchen Einen der Beſitzer des bisher befreiten Grundſtuͤcks, den Andern die 
Stadtverordneten⸗Verſammlung erwaͤhlt, und wobei die Regierung einen Obmann 
beſtellt. Durch deren Ausſpruch wird unabaͤnderlich feſtgeſtellt, welchen Geld— 
werth die Befreiung im gewoͤhnlichen Laufe der Dinge nach einem Durchſchnitte 
von 10 Jahren jaͤhrlich gehabt hat. Sobald die Gemeine den zwanzigfachen 
Betrag des ermittelten Jahres-Quantums an den Betheiligten baar bezahlt 
hat, hört die Befreiung auf, und das Grundſtuͤck iſt wie alle uͤbrige zu ſaͤmmt⸗ 
lichen Gemeinlaſten anzuziehen. 

N Nach dieſen Grundſaͤtzen koͤnnen die Befrelungeh zu jeber Zeit von der 
Gemeine abgelöft werden. 
Zum F. 70.— 

Die Stadtverordneten-Verſammlungen ſollen erſt bei zweihundert ſtimm⸗ 
faͤhigen Buͤrgern und daruͤber nach Vorſchrift der Staͤdte-Ordnung, dagegen 
aber bei 150 bis 200 Stimmfaͤhigen nur aus 18, bei 100 bis 150 dergleichen 
nur aus 12, bei weniger als 100 aber nur aus 9 Perſonen, konſtituirt werden. 
Wenn eine Stadtgemeine eine angemeſſene Verminderung der geſetzlichen Anzahl 
wuͤnſcht, ſo iſt der Miniſter des Innern und der Polizei autoriſirt, auf den 
gemeinſchaftlichen Antrag des Magiſtrats und der Stadtverordneten auf einzu⸗ 
forderndes Gutachten der Regierung, die Genehmigung zu erthe ilen. 


Zum $. 84. 
Magiſtrats-Unterbeamte find, fo lange ihr Amt dauert, von der Waͤhl⸗ 
barkeit zu den Stellen der Stadtverordneten ausgeſchloſſen, da ihre amtliche 
Stellung ſich nicht mit der eines Stadtverordneten vereinigen laͤßt. 


Zum H. 109. 

a) Wenn die Stadtverordneten-Verſammlung ſich weigert, dasjenige aufzu⸗ 
bringen, was nach einer vom Magiſtrate aufgeſtellten, von der Regierung 
geprüften und beſtaͤtigten Nachweiſung zu Erhaltung des ſtaͤdtiſchen Haus⸗ 
halts erforderlich iſt, ſo muͤſſen der Vorſteher und demnaͤchſt die Mitglieder 
der Verſammlung durch alle Grade der Exekution zu Erfuͤllung dieſer Ver⸗ 

pflichtung angehalten werden. 

b) Wenn gegen die Verbindlichkeit zu Entrichtung einer Kommunal⸗ ⸗Abgabe 
Widerſpruch erhoben und auf rechtliches Gehör provozirt wird, ſo hat ſolches 
keinen Suspenſiv⸗Effekt, vielmehr bleibt der Regierung überlaſſen, die 
Exekution zu verfuͤgen. 

(No. 1370.) Zum 
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Zum F. 140 


f Das Geſetz iſt die Vollmacht der Stadtverordneten. Wenn ſie daher 
Handlungen auf eine andere Weiſe vornehmen, als auf die, zu welcher ſie durch 
das Geſetz angewieſen ſind, ſo ſind dieſe zu beurtheilen, wie Handlungen eines 
Bevollmaͤchtigten, der ſeine Vollmacht uͤberſchritten hat. f 


Zum $ 


Wenn übrigens eine der beiden ſtaͤdtiſchen Behoͤrden es rathſam oder noth⸗ 


wendig findet, die Andre von den Gruͤnden eines Vorſchlages oder Beſchluſſes 
durch muͤndlichen Vortrag zu unterrichten, ſo ſteht ihr frei, eines oder einige 


ihrer Mitglieder zu dieſem Behuf an die andre Behoͤrde abzuordnen, welche Ab⸗ 


geordnete ſich jedoch vor der Abſtimmung wieder entfernen. 
Zum F. 144.— 
Den Stadtverordneten iſt es nicht erlaubt, ihrem Vorſteher oder ſonſt 
einem ihres Mittels ein Geſchenk aus der oͤffentlichen Kaffe zu dekretiren. 
Zum 5.116. 
Auch Geiſtliche ſind zu den Aemtern des Borſtehers und Protokollfuͤhrers 
der Stadtverordneten und ihrer Stellvertreter nicht waͤhlbar. 
5 f a Zum §. 447. i 
3) Die Zahl der Stimmen, nach welcher die Stellvertreter einruͤcken, wird 
i nicht nach dem Verhältniffe der Zahl der Wähler in den. einzelnen Bezirken 
berechnet, vielmehr beſtimmt die Zahl der Stimmen, die ſie überhaupt für 
ſich gehabt haben, die Reihefolge ihrer Einberufung. ; 
p) Da die Stellvertreter nur bei eintretenden Erledigungen einberufen werden 
muͤſſen, fo iſt es nicht noͤthig, daß wegen jeder voruͤbergehenden Behin⸗ 
derung eines Stadtverordneten die Einberufung erfolge. 

Der Vorſteher der Stadtverordneten ſoll aber die Einberufung der 
erforderlichen Stellvertreter auch bei augenblicklichen Behinderungen einzelner 
Stadtverordneten veranlaſſen, wenn entweder wichtige Geſchaͤfte, namentlich 
Magiſtratswahlen, vorgenommen werden ſollen, bei welchen die moͤglichſte 
Vollzaͤhligkeit der Verſammlung wuͤnſchenswerth iſt, oder wenn ſo viele 


Stadtverordnete augenblicklich behindert ſind, daß die Verſammlung nicht 


beſchlußfaͤhig ſeyn wuͤrde. 
i Zu 8. 442 — 144. 
Wenn das Beduͤrfniß einer Stadt nicht alle diejenigen Beamten erfor⸗ 


dert, deren Anſtellung in dieſen Hh. vorgeſchrieben iſt, ſo kann der Miniſter des 
Innern und der Polizei, auf den Antrag des Magiſtrats und der Stadtverord⸗ 


neten, nach erfordertem Gutachten der Regierung, von der Annahme der fuͤr ent⸗ 
behrlich geachteten Beamten dispenſiren, namentlich auch in mittlern Staͤdten 
die Vereinigung der Stellen des Buͤrgermeiſters und Syndikus geſtatten. 

Zum 
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Zum F. 144. 

Die aͤlteſten gelehrten Stadträthe haben als folche keinen Anſpruch auf 
die Buͤrgermeiſter⸗Stelle in großen Staͤdten, da das Dienſtalter keine Sicherheit 
dafuͤr giebt, daß dieſelben die H. 148. vorausgeſetzten Eigenſchaften in vorzuͤg⸗ 
lichem Grade beſitzen. Die Ernennung des Buͤrgermeiſters ſoll daher nach der 
Praͤſentation der Stadtverordneten geſchehen, welche nicht auf die vorhandenen 
Magiſtrats⸗ Mitglieder beſchraͤnkt iſt. 

| Zum F. 146. 

a) Das Miniſterium des Innern iſt autoriſirt, wenn die Stadtverordneten 
ihre Magiſtrats-Mitglieder aus eigener Bewegung auf Lebenszeit, oder 
doch auf längere als die in der Staͤdte⸗Ordnung vorgeſchriebene Zeit wählen, 

dieſe Wahlen, wenn keine Bedenken dabei obwalten, zu genehmigen. 
b) Die Vorſchrift wegen des regelmäßigen Ausſcheidens der Magiftratd- Mit- 
glieder bezieht ſich nur auf die Unbeſoldeten. Damit dieſe Vorſchrift aus⸗ 
gefuͤhrt werde, muß von den bei der Einfuͤhrung der Staͤdte⸗Ordnung 
gewaͤhlten unbeſoldeten Magiſtratualen in den erſten Jahren die erforder⸗ 

liche Zahl durchs Loos ausſcheiden. f 


i Zum F. 14. 
Die Erklaͤrung eines unbeſoldeten Magiſtrats⸗Mitgliedes, nach Ablauf 
der erſten drei Jahre das Amt niederzulegen, muß vor Eintritt des Termins zu 


den neuen Wahlen geſchehen. 
Zum H. 148. 


Jedes Magiſtrats⸗Mitglied wird vor Antritt feines Amts nach folgender „ ee eee, 
Formel vereidet: : 
Ich N. N. ſchwoͤre, dem Könige unterthanig, treu und gehorſam zu 
ſeyn, und das mir anvertraute Amt immer nach beſtem Wiſſen und 
Gewiſſen ſo zu verwalten, wie die Geſetze es vorſchreiben, auch aus 
allen meinen Kraͤften und ohne alle Neben-Ruͤckſichten das Wohl des 
Staats und der Stadt zu foͤrdern. So wahr e. 


Zum F. 149 
Wenn auch nur in Hinſicht der auf 12 Jahre erwaͤhlten Magiſtrats⸗Mit⸗ 
glieder ausdruͤcklich vorgeſchrieben iſt, daß ſie ſich einer Pruͤfung unterwerfen 
muͤſſen, ſo iſt dadurch doch nicht ausgeſchloſſen, daß die Regierungen auch die 
auf 6 Jahre zu waͤhlenden einer Pruͤfung unterwerfen koͤnnen, wenn ſie eine 
ſolche fuͤr nothwendig erachten, um ſich von ihrer geſetzlichen Qualifikation zu 
uͤberzeugen. 
(No. 13700) Zum 


— m. 


Zum F. 180 = 2 
Eine während der Dienftzeit entſtehende Verſchwaͤgerung zwiſchen Magi⸗ 


ſtratsperſonen hat nicht die Folge, daß eine von beiden ihr Amt niederlegen müßte. 


a) 


b) 


12 


= Zum F. 152 n 

Die Wahlen der Magiſtratsperſonen ſind in der Regel nicht eher, als ein 
Jahr, und nicht ſpaͤter als ſechs Monate vor Ablauf der Dienſtzeit vor⸗ 
zunehmen. Doch koͤnnen aus beſondern Ruͤckſichten, hauptſaͤchlich wenn 
die Stadtverordneten eine Magiſtratsperſon auf Lebenszeit, oder doch auf 
laͤngere als die vorgeſchriebene Dienſtzeit waͤhlen, auch fruͤhere Wahlen 
beftätigt werden. | ; 
Wenn zwei Kandidaten mit gleichen Stimmen praͤſentirt werden, fo ſteht 
der Regierung die Auswahl zu. 


Zum F. 154. f 
Wenn beharrlich unqualifizirte Subjekte präfentirt werden, fo iſt die Regie⸗ 


rung berechtigt, die Stelle auf Koſten der Stadt kommiſſariſch verwalten zu 
laſſen. 1 


a) 


b) 


a) 


b) 


Zum F. 157. f 
Zu den Stellen der beſoldeten ſtaͤdtiſchen Unterbedienten duͤrfen keine andere, 
als verſorgungsberechtigte Militair⸗Invaliden gewählt werden. Doch iſt 
dieſe Verpflichtung auf diejenigen Stellen, welche eine hoͤhere oder eigen⸗ 
thuͤmliche Geſchaͤftsbildung erfordern, nur in ſoweit zu beziehen, als ver⸗ 
ſorgungsberechtigte Militair⸗Invaliden vorhanden ſind, welche dieſe Bildung 
beſitzen. ä \ 
Diejenigen. Magiſtrats⸗Unterbeamten, welche blos zu mechaniſchen Dienft- 
leiſtungen beſtimmt find, duͤrfen auch auf Kuͤndigung angenommen werden. 
Von dieſer Kündigung iſt aber nur unter den Formen Gebrauch zu machen, 
welche die Geſchaͤfts-Anweiſung für die Regierungen vom 31ſten Dezem⸗ 
ber 1825. vorſchreibt. 
Zu HH. 159. und 161. 
Die Penſion eines ausgeſchiedenen Magiſtrats⸗Mitgliedes oder Unterbeamten 
fällt ganz weg, wenn derſelbe gerichtlich eines Verbrechens uͤberfuͤhrt wird, 
weshalb er ſeines Amtes entſetzt werden muͤßte. N 
Die Penſion ruht: 5 
1) wenn der Penſionirte ſich außerhalb des Preußiſchen Staats niederlaͤßt, 
oder in fremde Dienſte tritt, bis zu feiner Ruͤckkehr; f 
2) wenn derſelbe ein Staats- oder Kommunal⸗Amt übernimmt, deſſen Ein⸗ 
kuͤnfte denen feines ehemaligen ſtaͤdtiſchen Poſtens gleichkommen oder die⸗ 
felben uͤberſteigen, fo lange als er im Beſitze dieſes Amtes iſt. Iſt 
damit 


38 


damit eine Wohnungs⸗Veraͤnderung verbunden, fo muß ihm die Penſion 
noch auf ein Jahr gewaͤhrt werden. Die Annahme eines Privatdienſtes 
hat auf die Fortzahlung der Penſion keinen Einfluß; ö 

3) wenn dem Penſionirten in Staats- oder Kommunal ⸗Geſchaͤften, die er 
in ſeinem Wohnorte verrichten kann, firirte Diaͤten (nicht Reiſekoſten 
fuͤr auswärtige Geſchaͤfte) bewilligt werden, deren Betrag feiner ehe: 
maligen Dienſteinnahme gleich iſt, oder dieſe uͤberſteigt, ſo lange als 

f dieſes Verhaͤltniß dauert. 
c) Die Penſion wird vermindert: 

4) wenn der Penſionirte ein Staats- oder Kommunal: Amt erhält, deſſen 
Ertrag mit Inbegriff der Penfion die frühere Dienfteinnahme uͤberſteigt, 
und zwar um ſo viel, als dieſer Ueberſchuß betraͤgt, und auf ſo lange 

als dies waͤhrt; er | 
2) iſt damit eine Veränderung des Wohnorts verbunden, fo wird, wie 
oben unter b) No. 2. beſtimmt iſt, die volle Penſion noch auf ein Jahr 
fortgewaͤhrt. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden jedoch nicht Statt, wenn 
Penſionarien ſich mit den Stadtverordneten über andere Grundſaͤtze frei⸗ 
ö willig einigen. 


d) Bei Berechnung der den Magiſtratualen auszuſetzenden Penſionen ſind den 
Beſoldungen die rechtmaͤßigen Emolumente hinzuzurechnen, und zwar die 
unbeſtimmten nach dem Durchſchnitte der letzten ſechs Jahre. 

25 ö Zu §§. 167. und 484. f 
Die Stadtgemeinen find von den Beiträgen zur Unterhaltung der 
Gerichtsbehoͤrden ſowohl, als der vom Staate außerhalb der Magiſtraͤte beſonders 
angeordneten Polizeibehoͤrden entbunden. Die erwaͤhnten Behoͤrden bleiben aber 
im ungeſtoͤrten Beſitze der Lokale, die ſie inne haben. N 

Obige geſetzliche Beſtimmung iſt nach dem ſtrengen Wortverſtande zu 
erklaͤren. Die Unterhaltung der gedachten Behoͤrden, namentlich ihre Beſoldung 
und die Koften, welche zu ihrem unmittelbaren Geſchaͤftsbetriebe für Heizung, 
Erleuchtung, Buͤreau⸗Beduͤrfniſſe und dergl. erforderlich ſind, beſtreitet daher 
der Staat, und bezieht dafür die Sporteln, als den unmittelbaren Erwerb dieſer 

Behoͤrden. Alle uͤbrige, ſowohl allgemeine als beſondre Verpflichtungen, wenn 

fie nicht geſetzlich abgeändert find, oder noch abgeändert werden, muͤſſen die 
Stadtgemeinen in der bisherigen Art, gegen den Fortgenuß der bisher bezo⸗ 
genen Nutzungen, fernerhin erfüllen. s : 

In Abſicht der Lokalien ſoll die darauf ſich beziehende Stelle des Geſetzes 
vom 30ſten Mai 1820., der wegen Errichtung von Untergerichten in den ehe⸗ 
mals Saͤchſiſchen Provinzen, vom Aten Mai 1820. ertheilten Inſtruktion gemäß, 
in Anwendung gebracht werden, worin $. 3. b. beſtimmt iſt, daß nur die Loka⸗ 

7 Jahrgang 1832. — (No. 1370.) Ee lien, 


U 
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lien, welche bisher ſchon zum Sitze der Gerichte gedient haben, oder dazu 


gewidmet werden koͤnnen, ohne andern noͤthigen Kommunal⸗Beſtimmungen Ein⸗ 


trag zu thun, den Gerichten unentgeldlich einzuraͤumen ſind. Wenn daruͤber 
Zweifel entſtehen, ob ein Lokal ohne Beeintraͤchtigung anderer noͤthiger Kom⸗ 
munal⸗Beſtimmungen dem Zwecke gewidmet werden kann, ſo ſollen daruͤber 
lediglich die Regierungen, mit Vorbehalt des Rekurſes an das Miniſterium des 
Innern, welches ſich alsdann mit dem Juſtiz⸗Miniſterio zu vernehmen hat, 
entſcheiden. : 

Zum $:479-a. 

Die Vorſchrift, zufolge welcher jede Kirche einen Ober⸗Vorſteher aus 
dem Magiſtrate und zwei Vorſteher aus der Gemeine erhalten ſoll, gilt nur von 
denjenigen Kirchen, deren Patron der Magiſtrat oder die Stadt iſt. s 

Zum K. 183. a. : 

Wenn bei polizeilichen Veranſtaltungen Gefahr im Verzuge ift, und das 
Gutachten der Stadtverordneten uͤber die erforderlichen Koſten nicht vorher ein⸗ 
geholt werden kann, ſo iſt der Magiſtrat berechtigt und verpflichtet, auf ſeine 
Verantwortlichkeit, uͤber welche demnaͤchſt die Regierung entſcheidet, aus den 
bereiteſten Kaͤmmerei⸗Mitteln die erforderlichen Gelder zu entnehmen. 

Zum $. 184. > 

Den Stadtverordneten ſteht blos die Feſtſtellung der Grundſaͤtze zu, nach 
welchen die Beitraͤge der Einwohner erhoben werden ſollen. Die Repartition 
der Abgaben nach dieſen Grundſaͤtzen auf die Einzelnen iſt Sache der Ausfuͤh⸗ 
rung und gehört daher zur Kompetenz des Magiſtrats. Wo es noͤthig iſt, kann 
zu dieſer Vertheilung eine befondere Kommiſſion, nach den §. 17 5. feſtgeſtellten 
Grundſaͤtzen, errichtet werden. 


Zum H. 189. i 
a) Erbverpachtungen ſtaͤdtiſcher Grundſtuͤcke find wie Veraͤußerungen zu be⸗ 
handeln. 8 5 8 
b) Zur Guͤltigkeit der Lizitation iſt erforderlich: 
1) ein oͤffentlich bis zum Termine aushangender Anſchlag; 


e 


2) einmalige Bekanntmachung durch die Amtsblaͤtter der Regierung und 


durch die oͤffentlichen Blaͤtter des Orts und Kreiſes; . 

3) eine Friſt von 6 Wochen von der Bekanntmachung bis zum Lizitations⸗ 

Termine; 8 f 5 
4) Abhaltung des Lizitations⸗Termins durch eine Juſtiz⸗ oder Magiſtrats⸗ 
Perſon. a 
o) In beſondern Faͤllen und mit Uebereinſtimmung beider Stadtbehoͤrden kann 
die Regierung auch den Verkauf aus freier Hand geſtatten, ſobald ſie ſich 
überzeugt, daß der Vortheil der Gemeine dadurch befoͤrdert, oder ſolche 


doch nicht benachtheiligt wird. 
Zum 


ene 


Zum F. 491. 

Die Verbindlichkeit, öffentliche Stadt⸗Aemter ansehen, bezieht 0 
nur auf die unbeſoldeten. Zu Annahme beſoldeter Stadt- Aemter findet keine 
Verbindlichkeit Statt. 

Zum H. Zu. der Inſtruktion für die Stadtverordneten. 

Bei der Wahl der Magiſtratsperſonen ſoll immer nach Analogie desjeni⸗ 
gen, was H. 94. der Städfe- Ordnung vorgeſchrieben iſt, die Abſtimmung uͤber 
die Kandidaten durch geheime Stimmzeichen Statt finden. 

Nachdem nun Seine Majeſtaͤt der Koͤnig mittelſt der vorgedruckten Aller⸗ 
hoͤchſten Kabinetsorder vom 4ten d. M. dieſe Zuſammenſtellung zu genehmigen, 
auch, in ſofern die darin enthaltenen Vorſchriften auf Miniſterial⸗Verfuͤgungen 


beruhen, ſolche zu beftätigen und die geſetzliche Publikation derſelben anzubefehlen 


huldreichſt geruhet haben, ſo wird ſolche hierdurch zur Nachachtung oͤffentlich 
bekannt gemacht. 

Wenn außer vorſtehenden Beſtimmungen eine auf die Staͤdte⸗ Ordnung 
vom 19ten November 1808. einwirkende geſetzliche Vorſchrift ergangen iſt, ſo 
verſteht es ſich von ſelbſt, daß, ſo lange ihre Aufhebung nicht ausdruͤcklich 
bekannt gemacht wird, ihrer geſetzlichen Kraft durch die hier uͤberſehene Aufnahme 
derſelben nichts entzogen werden foll. 

Berlin, den 14ten Juli 1832. 


Der Miniſter des Innern und der lle 
Frh. v. Brenn. 


G (No. 1371.) Allerhoͤchſte Kabinetöorbet vom 17ten Juli 1832. „ wegen Verleihung der 


Staͤdte-Ordnung vom 17ten März 1831., an die Städte Nawicz und 


9 Frauſtadt. 

uf Ihren Antrag vom 27ſten v. M. will Ich den Staͤdten Rawiez und 
Frauſtadt, dem von beiden geaͤußerten Wunſche gemaͤß, die revidirte Staͤdte⸗ 
Ordnung vom 17ten Maͤrz v. J. verleihen, und Sie ermaͤchtigen, wegen 
Einfuͤhrung derſelben durch den Ober-Praͤſidenten der Provinz Poſen das 
Weitere zu verfuͤgen, auch die Bekanntmachung zu veranlaſſen. 


Berlin, den 17ten Juli 1832. ö 

5 Friedrich Wilhelm. 
An f 5 

den Staatsminiſter Freiherrn von Brenn. 
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(No. 1372.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 19ten Juli 1832., den Geſchaͤftsbetrieb des 
Geheimen Ober-Tribunals und die Ausfertigung der Reviſions⸗Erkenntniſſe 
mit den Entſcheidungsgruͤnden, betreffend. * 


Sr Beſchleunigung der Entſcheidungen des Geheimen Ober-⸗Tribunals beſtimme 
Ich hierdurch auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 25ſten v. M. und 
nach deſſen Anträgen: i 
! 12 


Das Geheime Ober- Tribunal wird in drei Senate getheilt, und jedem 
derſelben eine angemeſſene Anzahl von Raͤthen uͤberwieſen. i 


2 3 5 : 
Der Praͤſident des Geheimen Ober-Tribunals, oder fein Stellvertreter, 
leitet die ſaͤmmtlichen Geſchaͤfte. Er führt, den Vorſitz in allen drei Senaten. 


ö 3. 

Die Vertheilung der Mitglieder in die Senate erfolgt durch den Juſtiz⸗ 
Miniſter, welchem die Aufſicht über das Geheime Ober-Tribunal zuſteht. Es 
hat derſelbe auch kuͤnftig am Schluſſe jeden Jahres einige Raͤthe aus dem einen 
Senate in den andern zu verſetzen. Die Mitglieder der verſchiedenen Senate 
haben gleichen Rang. 5 1 

4. 8 

Jeder Senat bearbeitet die ihm zugetheilten Spruchſachen felbftftändig. 
Bei der Vertheilung ſoll jedoch moͤglichſt darauf geſehen werden, daß jedem Senate 
gewiſſe Gattungen derſelben ausſchließlich zugewieſen werden. Der Juſtizminiſter 
hat deshalb die erforderlichen Anordnungen zu treffen, dabei aber hauptſaͤchlich 
zu beruͤckſichtigen, daß alle aus einer Provinz eingehende Rechtsſachen, auf deren 
Entſcheidung beſondere Verfaſſungen, Rechte oder andere provinzielle Eigen⸗ 
thuͤmlichkeiten einwirken, ſtets demſelben Senate zur Bearbeitung und Entſcheidung 
zugetheilt werden. 5 5 N 


Zur Abfaſſung guͤltiger Beſchluͤſſe eines Senats iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens ſieben Mitgliedern, den Praͤſidenten eingefchloffen, erforderlich. Die 
Relation eines abweſenden Referenten wird zwar verleſen, ſein Votum aber bei 
Zaͤhlung der Stimmen nicht mitgerechnet. 


5 6. 

Enthaͤlt ein Senat wegen Krankheit, Tod oder Abweſenheit von Mitgliedern, 
nicht die vorgeſchriebene Zahl, ſo ergaͤnzt der Praͤſident dieſelbe aus den beiden 
andern Senaten, aus welchen er, mit Beobachtung der Reihenfolge, eine gleich 
große Anzahl von Raͤthen einberuft. f 

i 7. Er: : 


Ergiebt fich vor dem Vortrage der Relationen, daß die beiden Referenten ZI" 777 un eg 
auf die Abänderung zweier gleichfoͤrmigen Erkenntniſſe antragen, und muß daher z Ae 727° 77.7” 
die Sache anderweit zum Referiren vertheilt werden, oder wird beim Vortrage ee 25. 2777 
die Abaͤnderung zweier gleichfoͤrmigen Erkenntniſſe beſchloſſen, ſo wird aus jedem / 
der beiden anderen Senate ein neuer Referent ernannt. 
Bei dem Vortrage der Sache muͤſſen demnaͤchſt aber noch ſoviel Mitglieder 
aus jedem der anderen Senate der Reihenfolge nach vom Praͤſidenten zugezogen 
werden, daß der Beſchluß wenigſtens von 13 Mitgliedern, den Vorſitzenden ein⸗ 
geſchloſſen, berathen, und von dieſen nach der Stimmenmehrheit gefaßt wird. 
Alle Reviſionserkenntniſſe, ohne Unterſchied der Gerichtshoͤfe, von welchen 
ſie ergehen, ſollen mit Entſcheidungsgruͤnden verſehen, mit dieſen ausgefertigt 
und den Parteien publizirt werden. 
Das Staatsminiſterium hat die geſetzliche Bekanntmachung dieſer Beſtim⸗ 
mungen zu veranlaſſen. 
Berlin, den 19ten Juli 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 
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(No. 1373.) Geſetz, betreffend die Laudemien ꝛc. von Ruſtikalſtellen in Schleſien. Vom 
19ten Juli 1832. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. de. 


Da Zweifel entſtanden ſind uͤber die Erforderniſſe des Beweiſes, daß auch 
Erben in abſteigender Linie zur Entrichtung von Laudemien oder anderen bei 
Vererbung von Ruſtikalſtellen in Schleſien uͤblichen Abgaben verpflichtet ſind, 
ſo verordnen Wir, mit Beziehung auf das Gutachten Unſerer Geſetz-Kommiſſion 
vom bten Januar 1804. und Unſere Order vom Sten November 1804., deren 
Inhalt durch die Reſeripte Unſeres Juſtiz-Miniſteriums vom 28ſten Januar 
und 17ten November 1804. zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht worden, nach 
dem Antrage Unſeres Staats- ⸗Miniſteriums und nach erfordertem Gutachten 
Unſeres Staatsraths: s 

4, 

Zur Begründung des ee Laudemien oder andere bei 
der Vererbung von Ruſtikalſtellen in Schleſien uͤbliche Abgaben, von Erben in 
abſteigender Linie, fordern zu duͤrfen, ſoll in Ermangelung eines beſondern Rechts⸗ 
titels der Beweis genuͤgen, daß bei der Beſitzung, von welcher die Abgabe 
gefordert wird, dieſe Abgabe von Descendenten in den beiden Fällen entrichtet 
worden iſt, welche dem nun ſtreitigen a zunachft e ſind. 


Iſt die Abgabe in den beiden 1 Faͤllen nach verſchiedenen Saͤtzen 
entrichtet worden, ſo wird der niedrigſte Satz zur vorlaͤufigen Norm angenommen, 
dem Berechtigten jedoch vorbehalten, die Verpflichtung des Beſitzers der Ruſtikal⸗ 
ſtelle zu einem hoͤheren Satze wider denſelben im Prozeſſe auszufuͤhren. 

8 


Das gegenwaͤrtige Geſetz ſoll in allen noch nicht rechtskraͤftig entſchiedenen 
Faͤllen Anwendung finden. 


Urkundlich unter Unſerer Allerhoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und bei— 
gedrucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19ten Juli 1832. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog von Mecklenburg. Frh. v. Brenn. v. Kamptz. Muͤhler. 
Beglaubigt: Friefe, 
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: No, 1374.) Allerhoͤchſte ns vom 22ſten Juli 1832., betreffend die Beſtrafung 
: des Diebſtahls an Sachen, die nicht unter genauer Aufficht und Berwah- 
rung gehalten werden koͤnnen. 

Fur Befeitigung der Zweifel über: die Strafe des Diebſtahls an Sachen, die 
nicht unter genauer Aufſicht und Verwahrung gehalten werden koͤnnen, ſetze 
Ich, auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 13ten d. M., hierdurch dekla⸗ 
ratoriſch feſt: daß der im Allgem. Landrechte Th. 2. Tit. 20. $$. 1137 — 1140, 
bei dem Hausdiebſtahle gemachte Unterſchied zwiſchen großen und kleinen Dieb⸗ 
ſtaͤhlen, auf die in §. 1141 — 1144. a. a. O. bezeichneten Diebſtaͤhle an 
Sachen, die nicht unter genauer Aufſicht und Verwahrung gehalten werden 
koͤnnen, keine Anwendung finde, dieſe Diebſtaͤhle vielmehr, ohne Ruͤckſicht auf 
den Werth des entwendeten Gegenſtandes, jederzeit mit der im H. 1140. g. a. O. 
beſtimmten Strafe belegt werden ſollen. 

Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen. 

Berlin, den 22ſten Juli 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Go. 137. 1375) i (No. 1375.) 


(Jo. 1375.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 22ſten Juli 1832., betreffend die Appellations⸗ 
; Summen in dem oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz. 


Auf Ihren Bericht vom 25ſten Juni c. ſetze Ich, unter Aufhebung der ver⸗ 
ſchiedenen geſetzlichen Beſtimmungen uͤber die Appellationsſumme, welche in dem 
oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz gegenwärtig gelten, nach Jhrem 
Antrage feſt: daß die Vorſchriften im H. 3. No. 1. und 2. Tit. 14. der Prozeß⸗ 
Ordnung und in den HH. 108 — 410. des Anhangs zu derſelben, in dem gedachten 
Landestheile, ſoweit darin das gemeine Recht gilt, bis auf weiteres befolgt werden 
ſollen, und autoriſire Sie, dieſe Order durch die Geſetzſammlung und die Amts⸗ 
blaͤtter der Provinz, welchen letztern auch die betreffenden Stellen der Prozeß⸗ 
Ordnung und des Anhangs beizudrucken ſind, zu publiziren und das Weitere zu 
verfuͤgen. 6 


Berlin, den 22ſten Juli 1832. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staats⸗ und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


* 


